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Der IVb - Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch den 
Vorsitzenden Richter Lohmann und die Richter Portmann,
Dr. Blumenrohr, Dr. Krohn und Nonnenkamp

am 8. Februar 1989

beschlossen:

Auf die sofortige Beschwerde des Beklag­
ten wird der Beschluß des 12. Zivilse­
nats des Oberlandesgerichts München vom 
16. September 1988 aufgehoben.

Die Sache wird zur neuen Behandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten des 
Beschwerdeverfahrens, an das Berufungs­
gericht zurückverwiesen.

Beschwerdewert! 1.500 DM

Gründe:

I.

Der im Jahre 1962 geborene Kläger ist der eheliche Sohn 
des Beklagten aus dessen geschiedener Ehe. Er studiert seit 
dem Wintersemester 1987/88 an der Universität S a f B Ü B  
Publizistik und Kommunikationswissenschaften sowie Anglistik
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und Amerikanistik und nimmt den Beklagten mit einer Stufen­
klage zunächst auf Auskunfterteilung, alsdann auf Ausbil­
dungsunterhalt in Anspruch. Der Beklagte ist selbständiger 
Steuerberater und Rechtsbeistand. Er tritt dem Unterhaltsbe­
gehren des Klägers entgegen, da dieser nicht bedürftig sei, 
sondern insbesondere über Einkünfte aus Vermögen verfüge. 
Hingegen sei er, der Beklagte, nicht leistungsfähig. Er sei 
mit 2.300.000 DM verschuldet, nachdem er eine Beteiligung 
bei einer betrügerischen Gesellschaft gezeichnet, dabei hohe 
Verluste erlitten habe und die aufgenommenen Gelder nunmehr 
zurückzahlen müsse. Aus der Steuerberaterkanzlei erziele er 
keinen Gewinn. Mit dieser Begründung hat der Beklagte be­
reits eine Verpflichtung zur Auskunfterteilung in Abrede ge­
stellt .

Das Amtsgericht - Familiengericht - Traunstein hat den 
Beklagten durch Teilurteil verurteilt,

dem Kläger

1. Auskunft zu erteilen durch Vorlage einer geschlosse­
nen, systematischen Aufstellung über seine Bruttoein­
künfte nebst Abzügen für Steuer und Erläuterungen 
dieser Abzüge aus seiner Tätigkeit als selbständiger 
Steuerberater und Rechtsbeistand für den Zeitraum 1984 
bis 1986, sowie über seine sonstigen Einkünfte, insbe­
sondere aus Kapitalvermögen, unter Darlegung der 
Bruttoeinnahmen und der steuerlichen Abzüge nebst Er­
läuterungen dieser Abzüge für die Jahre 1984 bis 1986.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)
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Kostenlos
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2. Die erteilten Auskünfte zu belegen durch

Vorlage der Gewinn- und Verlustrechnung aus seiner 
selbständigen Tätigkeit als Steuerberater und Rechts­
beistand für die Jahre 1984 bis 1986 sowie der für die 
Jahre 1984 bis 1986 hierfür abgegebenen Umsatzsteuerer­
klärungen; Vorlage seiner Einkoiranensteuererklärungen 
1984 bis 1986 sowie der Steuerbescheide für die Veran­
lagungsjahre 1984 und 1986.

Dagegen hat der Beklagte Berufung eingelegt. Das Ober­
landesgericht hat den Streitwert für das Verfahren durch Be­
schluß vom 15. Juli 1988 auf 500 DM festgesetzt. Mit Be­
schluß vom 16. September 1988 hat es eine Gegenvorstellung 
des Beklagten gegen die Streitwertfestsetzung zurückgewiesen 
und die Berufung sodann wegen Nichterreichens der Berufungs­
summe als unzulässig verworfen.

Hiergegen richtet sich die sofortige Beschwerde des Be­
klagten .

II.

Das Rechtsmittel hat Erfolg.

1. Für die Bemessung des Wertes des Beschwerdegegen­
standes, den das Gericht bei einem Rechtsstreit wegen der 
Erteilung einer Auskunft gemäß §§ 2 und 3 ZPO nach freiem 
Ermessen festzusetzen hat, ist das Interesse des Rechtsmit­
telklägers maßgebend. Das Berufungsgericht ist zutreffend
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davon ausgegangen, daß sich der Beschwerdewert bei einem 
Rechtsmittel des Beklagten gegen seine Verurteilung zur Aus­
kunft an seinem Interesse ausrichtet, die Auskunft nicht er­
teilen zu müssen. Sein Interesse, die von der klagenden Par­
tei letztlich angestrebte Leistung nicht erbringen zu müs­
sen, bleibt bei der Wertbemessung außer Betracht, weil es 
durch die Verurteilung zur Auskunft, die für den Grund des 
Hauptanspruchs keine Rechtskraft schafft, nicht berührt 
wird. Als Posten für die Bewertung des Abwehrinteresses ver­
bleiben deshalb nur der für die Auskunft notwendige Zeit- 
und Arbeitsaufwand sowie ein ausnahmsweise bestehendes Ge­
heimhaltungsinteresse (ständige Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofs; vgl. Senatsbeschlüsse vom 8. Juli 1987 - IVb ZB 
3/87 = BGHR ZPO § 2 Beschwerdegegenstand 3 und vom 3. Febru­
ar 1988 - IVb ZB 205/87 = BGHR aaO Beschwerdegegenstand 7 = 
FamRZ 1988, 495, jeweils m.w.N.). Ein Geheimhaltungsinteres­
se ist hier weder geltend gemacht noch ersichtlich. Deshalb 
kommt es für die Bewertung des Abwehrinteresses allein auf 
den für die Auskunft erforderlichen Zeit- und Arbeitsaufwand 
an.

2. Das Oberlandesgericht hat diesen Aufwand mit nur 
500 DM bewertet und deshalb die Berufung als unzulässig ver­
worfen (§§ 511a, 519b ZPO). Es hat gemeint, der Umstand, daß 
die Erstellung der Belege, zu denen der Beklagte nach Ziffer 
2 des angefochtenen Urteils verpflichtet sei, nach seiner 
Behauptung hohe Kosten verursachen werde oder (soweit 
Steuerbescheide noch nicht vorlägen) überhaupt nicht möglich 
sei, wirke sich nicht streitwerterhöhend aus. Denn der Be­
klagte sei, unabhängig vom Wortlaut des angefochtenen Ur­
teils, nur verpflichtet, vorhandene Belege vorzulegen. Eine
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Zwangsvollstreckung zur Erzwingung der Vorlage nicht vorhan­
dener Unterlagen finde auch im Rahmen des § 888 ZPO nicht 
statt. Streitwertbestimmend seien daher allein die Kosten 
der Auskunfterteilung selbst. Diese seien auf höchstens 
500 DM zu schätzen.

3. Auf die sofortige Beschwerde ist zu prüfen, ob das 
Berufungsgericht bei dieser Bemessung des Wertes des Be­
schwerdegegenstandes von seinem Ermessen einen ungesetz­
lichen Gebrauch gemacht hat (vgl. Senatsbeschluß vom 
27. März 1985 - IVb ZB 121/84 = FamRZ 1986, 796, 797).

Das ist der Fall. Bei der Ermessensausübung haben er­
sichtlich nicht alle wesentlichen Umstände des Falles Be­
achtung gefunden. Der Beklagte ist nach dem Tenor der ange­
fochtenen Entscheidung verurteilt worden, die nach Nr. 1 des 
Urteilsausspruchs zu erteilenden umfangreichen Auskünfte 
"durch Vorlage der Gewinn- und Verlustrechnung aus seiner 
selbständigen Tätigkeit als Steuerberater und Rechtsbeistand 
für die Jahre 1984 bis 1986 ... zu belegen" (Nr. 2 des Aus­
spruchs). Diese Verurteilung verpflichtet den Beklagten 
also, die genannten "Gewinn- und Verlustrechnungen" vorzu­
legen. Hierzu hat er indessen im Verfahren vor dem Familien­
gericht und insbesondere vor dem Berufungsgericht vorgetra­
gen und (teilweise) durch eine Bestätigung des Finanzamts 
Traunstein vom 25. Juli 1988 glaubhaft gemacht: Er sei ge­
setzlich nicht verpflichtet, Bücher zu führen und regel­
mäßige Jahresabschlüsse im Sinne von § 242 Abs. 3 HGB zu 
erstellen, und mache dies auch nicht. Er könne deshalb weder 
eine Bilanz noch eine Gewinn- und Verlustrechnung vorlegen. 
Für seine Veranlagung zur Einkommensteuer dürfe er als
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Gewinn aus der freiberuflichen Tätigkeit den Überschuß der 
Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben ansetzen (§4 
Abs. 3 Satz 1 EStG); hiervon mache er Gebrauch. Die Gewinn­
ermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG stelle lediglich Betriebs­
einnahmen und Betriebsausgaben nach dem ZahlungsZeitpunkt 
gegenüber. Sie sei nicht vergleichbar mit einer nach den 
Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung aufzustellenden Ge­
winn- und Verlustrechnung, die als Gegenüberstellung der 
Aufwendungen und Erträge des Geschäftsjahres (§ 242 Abs. 3 
HGB) eine periodengerechte Gewinnermittlung durch Vermögens- 
vergleich unter Berücksichtigung von Jahresanfangs- und End­
beständen aufweisen müsse.

Sowohl für die Gewinn- und Verlustrechnungen als auch 
für die Gewinnermittlungen für die Jahre 1984 bis 1986 
müßten wegen der Fortschreibung des Anlagevermögens jeden­
falls die Gewinnermittlungen der Vorjahre vorliegen. Diese 
habe er aber noch nicht erstellt. Er habe vielmehr im Juni 
1988 erst die Einkommensteuererklärung mit Gewinnermittlung 
nach § 4 Abs. 3 EStG für die Einkünfte aus seiner freiberuf­
lichen Tätigkeit des Kalenderjahres 1979 abgeliefert. Mit 
dem zuständigen Finanzamt sei vereinbart worden, daß er die 
noch fehlenden Einkommensteuererklärungen für die Kalender­
jahre 1980 bis 1986 in aufsteigender Reihenfolge in monat­
lichen Abständen einreichen werde. Die zeitgerechte Er­
stellung von Gewinnermittlungen für mehrere Kalenderjahre 
sei, wenn überhaupt, nur durch parallele Bearbeitung bei 
gleichzeitiger Beauftragung mehrerer Berufskollegen möglich. 
Hierdurch würden Mehrkosten erwachsen, die bereits für jedes 
einzelne Kalenderjahr über 700 DM lägen.
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Da das Berufungsgericht diese Umstände nicht gewürdigt 
hat, entspricht die von ihm vorgenommene ErmessensausÜbung 
nicht dem Gesetz. Dabei kann offenbleiben, ob der Beklagte 
tatsächlich die Hilfe von Berufskollegen in Anspruch nehmen 
und deren Tätigkeit vergüten müßte. Auch wenn er zur Erfül­
lung der ihm durch das Teilurteil auferlegten Verpflichtung 
die Gewinn- und Verlustrechnungen für die Jahre 1984 bis 
1986 selbst erstellt, verursacht dies neben der Auskunfter­
teilung nach Nr. 1 des Urteilsausspruchs ersichtlich einen 
zeitlichen Aufwand, dessen Wert die Berufungssumme von 
700 DM erheblich überschreiten dürfte.

4. Die Frage, ob der Streitwertbeschluß vom 15. Juli 
1988 in den Gerichtsferien erlassen werden durfte, oder ob 
die Streitwertfestsetzung von den Gerichtsferien nicht be­
einflußt wird (§ 202 GVG), hat für die zu treffende



Entscheidung keine Bedeutung. Das Oberlandesgericht hat die 
Streitwertfestsetzung jedenfalls mit dem Beschluß vom 
16. September 1988 - und damit außerhalb der Gerichts­
ferien - bestätigt.

Lohmann Portmann Blumenrohr

Krohn Nonnenkamp
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